
37 Ermittlungsverfahren

kann der Staatsanwalt den Angeklagten 
erneut vorläufig festnehmen (§ 125 Ab­
satz 2), wenn er binnen 24 Stunden gegen 
den den Haftbefehl aufhebenden Beschluß 
Beschwerde oder gegen das Urteil, das zur 
Aufhebung des Haftbefehls führte, Protest 
oinlegt und zugleich beim Rechtsmittel- 
gcricht den Erlaß eines neuen Haftbefehls 
beantragt. In diesem Fall hat das Gericht 
erster Instanz sofort die Akten dem 
Rcchtsmittelgericht vorzulegen.

8133
Aufhebung des Haftbefehls 

vor Anklageerhobung

Ist die Anklage noch nicht erhoben, ist 
der Haftbefehl aufzuheben, wenn der 
Staatsanwalt es beantragt. Er kann die 
Entlassung des Beschuldigten schon vor 
der Entscheidung des Gerichts anordnen.

8134
Zuständiges Gericht

Entscheidungen, die sich auf die Unter­
suchungshaft beziehen, werden vom Kreis- 
gcricht oder vom Prozeßgericht erlassen.

§135
Besondere Aufsicht Erziehungsberechtigter

(1) Eltern oder sonstige Erziehungs­
berechtigte können die Verpflichtung da­
für übernehmen, daß sich ein jugendlicher 
Beschuldigter oder Angeklagter dem Straf­
verfahren nicht entzieht und den Ladun­
gen Folge leistet.

(2) Die Verpflichtung zur besonderen 
Aufsicht von Eltern oder sonstigen Er­
ziehungsberechtigten 1st zulässig, wenn ein 
Vergehen den Gegenstand des Verfahrens 
bildet, dringender Tatverdacht und Flucht­
verdacht bestehen und durch den Einfluß 
der Eltern oder sonstiger' Erziehungs­
berechtigter auf den jugendlichen Beschul­
digten oder Angeklagten eine Flucht ver­
hindert werden kann.

(3) Die Eltern oder sonstige Erzie­
hungsberechtigte sind über den bestehen­
den dringenden Tatverdacht zu unterrich­
ten und mit ihnen sind Maßnahmen zur 
Verwirklichung der Verpflichtung zu be­
raten.

(4) Die Entgegennahme und Bestäti­

gung der Verpflichtung nach Absatz 1 ob­
liegt bis zur Erhebung der Anklage dem 
Staatsanwalt und danach dem Gericht. Die 
Bestätigung ist dem Beschuldigten oder 
dem Angeklagten bekanntzugeben. Ein be­
reits erlassener Haftbefehl ist aufzuheben.

візв
Sicherheitsleistung

(1) Gegenüber Beschuldigten oder An­
geklagten, die nicht Bürger der Deutschen 
Demokratischen Republik sind und in ihr 
keinen ständigen Wohnsitz haben, kann 
von der Anordnung oder Vollziehung der 
Untersuchungshaft abgesehen werden, 
wenn durch Hinterlegung von Vermögens­
werten bei Gericht zu erwarten ist, daß 
sich der Beschuldigte oder der Angeklagte 
dem Verfahren nicht entziehen und den 
Ladungen Folge leisten wird.

(2) Art und Umfang der Sicherheits­
leistung werden vom Staatsanwalt und 
nach Erhebung der Anklage vom Gericht 
festgelegt. Bei der Hinterlegung ist die 
sicherheitsleistende Person Uber die Be­
schuldigung in Kenntnis zu setzen. Die 
Entscheidung ist dem Beschuldigten oder 
dem Angeklagten bekanntzugeben.

(3) Entzieht sich der Beschuldigte oder 
der Angeklagte dem Strafverfahren, gehen 
die hinterlegten Werte durch Beschluß des 
Gerichts in das Eigentum des Staates über.

8X37
Zuständigkeit und Beschwerde

(1) Entscheidungen über die besondere 
Aufsicht Erziehungsberechtigter und die 
Sicherheitsleistung werden im Ermitt­
lungsverfahren durch den Staatsanwalt 
und nach Einreichung der Anklageschrift 
durch das Gericht getroffen.

(2) Der Beschuldigte oder der Ange­
klagte kann gegen die gemäß §§ 135 und 
136 angeordneten Maßnahmen bei Gericht 
Beschwerde cinlcgen. Er ist darüber zu be­
lehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu 
machen. Wurden die Maßnahmen durch 
den Staatsanwalt angeordnet, ist die Be­
schwerde beim übergeordneten Staats­
anwalt einzulegcn.


